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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

1. Abgeordneter
Hermann

Gröhe

(CDU/CSU)

In welcher Form setzt sich die Bundesregie-
rung konkret für Religionsfreiheit in der
Volksrepublik China ein, insbesondere im Hin-
blick auf die Situation von Gläubigen nicht re-
gistrierter christlicher Hauskirchen und von
Mitgliedern der muslimischen Volksgruppe
der Uighuren, die Repressalien und Verfol-
gung ausgesetzt sind, wie dies z. B. die Verhaf-
tung von sieben Priestern der katholischen Un-
tergrundkirche am 27. April 2005 (Meldung
Katholische Nachrichten Agentur vom 28. Ap-
ril 2005) und die zunehmenden Inhaftierungen
von Uighuren wegen angeblicher religiöser
Delikte und Vergehen gegen die Staatssicher-
heit und deren Umerziehung in Arbeitslagern
(Bericht Human Rights Watch „Devastating
Blows: Religious Repression of Uighurs in
Xinjiang“ vom 12. April 2005) zeigt?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller

vom 13. Mai 2005

Die Bundesregierung spricht die schwierige Lage der Menschenrechte
in der Volksrepublik China bei allen sich bietenden Gelegenheiten ge-
genüber der chinesischen Regierung an. Dazu gehört sowohl die Dis-
kriminierung und Verfolgung von Christen in der Volksrepublik Chi-
na – insbesondere von Angehörigen der Rom treuen katholischen Un-
tergrundkirche sowie der protestantischen „Hauskirchen“ – als auch
die Lage der uighurischen Minderheit in der Volksrepublik China. So
hat der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph Fischer, in seiner Re-
de vor der 61. Sitzung der Genfer Menschenrechtskommission im
März 2005 im Namen der Bundesregierung von China ein Ende der
Repressionen gegen Mitglieder von christlichen Kirchen und anderen
Religionsgemeinschaften sowie gegen Minderheiten gefordert. Bei
dem Ende Mai in Peking stattfindenden bilateralen Menschenrechts-
dialog mit der Volksrepublik China werden beide Themen ebenso wie
die Frage der Abschaffung der Administrativhaft diskutiert werden.
Sowohl die Bundesregierung als auch die EU werden sich auch weiter-
hin für die Verwirklichung der Religionsfreiheit und insbesondere für
ein Ende der Verfolgung nicht registrierter Religionsgemeinschaften
in China einsetzen.

2. Abgeordneter
Hermann

Gröhe

(CDU/CSU)

Inwiefern ist das Thema Religionsfreiheit Ge-
genstand des Rechtsstaats- und Menschen-
rechtsdialogs zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Volksrepublik China so-
wie des Dialogs zwischen der Europäischen
Union und der Volksrepublik China, z. B. im
Rahmen des Treffens der EU-Troika mit der
Volksrepublik China am 8. Mai 2005?
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Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller

vom 13. Mai 2005

Die Frage der Religionsfreiheit ist Thema sowohl des deutsch-chinesi-
schen Menschenrechtsdialogs als auch des zuletzt am 24. und 25. Feb-
ruar 2005 tagenden Menschenrechtsdialogs der EU mit der Volks-
republik China. Am 8.Mai 2005 fand kein Treffen der EU-Troika mit
der Volksrepublik China statt.

3. Abgeordneter
Hermann

Gröhe

(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wahr-
scheinlichkeit eines zügigen Abschlusses des
Ratifikationsverfahrens zum internationalen
Pakt über bürgerliche und politische Rechte
(IPübpR) durch die Volksrepublik China auch
in Anbetracht der Tatsache, dass der Registrie-
rungszwang für Glaubensgruppen in der
Volksrepublik China einer freien Ausübung
der Religionsfreiheit im Sinne von Artikel 18
IPübpR entgegensteht?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller

vom 13. Mai 2005

Die chinesische Regierung hat Ende 2003 eine Task Force eingesetzt,
um die Umsetzung des Zivilpakts in innerstaatliches Recht voranzu-
treiben. Die EU unterstützt diesen Prozess. Bei der letzten Sitzung des
EU-Menschenrechtsdialogs am 24. und 25. Februar 2005 unterstrich
die chinesische Seite ihre Absicht, möglichst zügig die Voraussetzung
für die Ratifikation zu schaffen, nannte dabei allerdings keinen Zeit-
plan.

4. Abgeordneter
Hermann
Gröhe

(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung vor dem
Hintergrund der kürzlich erfolgten Reise des
Präsidenten des Deutschen Bundestages,
Wolfgang Thierse, nach Tibet und Lhasa die
Religionsfreiheit in Tibet und Lhasa (vgl.
Berichterstattung im TAGESSPIEGEL vom
1. Mai 2005)?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller

vom 13. Mai 2005

Nach Einschätzung der Bundesregierung ist in offiziellen, Besuchern
zugänglichen, religiösen Institutionen in Tibet eine ungestörte, wohl
aber kontrollierte Religionsausübung möglich. Es besteht eine unge-
brochene individuelle Religiosität der Tibeter. Bedeutende strukturelle
Behinderungen des vor allem durch Einweisung und Lehre in Klös-
tern getragenen Lamaismus bleiben jedoch bestehen. Nach Informa-
tionen der Bundesregierung werden Klosterbeitritte vor Vollendung
des 16. Lebensjahres effektiv verhindert. Auch bestehen quantitative
Beschränkungen für Mönche und Nonnen auf das laut Formulierung
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des Weißbuchs der chinesischen Regierung „für die normale religiöse
Versorgung der Bevölkerung erforderliche Maß“.

5. Abgeordnete
Daniela

Raab
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung, vor dem Hinter-
grund der Vergabetechnik von Schengen-Visa
durch die deutsche Botschaft in Kiew seit den
Jahren 2001/2002, Kenntnis über in die Höhe
geschnellte Zahlen osteuropäischer Immigran-
ten und einen Anstieg von Sklavenhaltung zur
Zwangsprostitution, in Verbindung mit der
Niederlassung von Mafiabanden aus Russland
und der Ukraine, beziehungsweise mit der in
Protugal als terroristische Vereinigung einge-
stuften Borman-Gruppe, in anderen Ländern
der Europäischen Union (Berliner Zeitung
vom 3. März 2005), und wenn ja, welche?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller

vom 13. Mai 2005

Der Bundesregierung liegen keine gesicherten Zahlen zu den in der
Frage angesprochenen Phänomen in anderen Ländern der Europäi-
schen Union vor.

6. Abgeordnete
Daniela

Raab

(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung über ermordete Ar-
beiter oder Zwangsprostituierte, die von
Deutschland erschlichene Schengen-Visa besa-
ßen, Kenntnis (Berliner Zeitung vom 28. Feb-
ruar 2005), und wenn ja, welche?

Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller

vom 13. Mai 2005

Über den dem 2.Untersuchungsausschuss der 15.Wahlperiode des
Deutschen Bundestages vorliegenden so genannten Wostok-Bericht
(Sonderauswertung Wostok des Bundeskriminalamtes vom 29.De-
zember 2003) hinausgehende gesicherte Erkenntnisse liegen der Bun-
desregierung hierzu nicht vor.

7. Abgeordneter
Dr. Rainer

Stinner

(FDP)

Beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland
an der Vorbereitungshilfe für die Parlaments-
wahl in Albanien am 3. Juli 2005, und wenn ja,
auf welche Weise?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth

vom 17. Mai 2005

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich maßgeblich an der Un-
terstützung für die bevorstehenden Parlamentswahlen in Albanien.
Die Bundesregierung arbeitet dazu eng mit der OSZE zusammen, die
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intensiv in die Vorbereitung von freien und transparenten Wahlen in
Albanien eingebunden ist. Deutschland wird an der vorgesehenen um-
fangreichen Beobachtermission für die Parlamentswahlen personell
wie finanziell wesentlich beteiligt sein und unterstützt in diesem Zu-
sammenhang mehrere Projekte zur Erhöhung der Wahlbeteiligung
und zur Stärkung transparenter Verfahren in Albanien.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

8. Abgeordnete
Kristina

Köhler

(Wiesbaden)

(CDU/CSU)

Kann die Bundesregierung die im Bericht des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
über den Familiennachzug aus der Türkei
vom März 2005 unter Punkt 1.1 aufgeführten
Altersgruppen weiblicher Antragstellerinnen
(„16 bis 25 Jahre“ und „Übrige“) nach ge-
nauem Alter der Antragstellerinnen, nicht
allein nach Altersgruppen, aufschlüsseln, oder
hat sie, falls eine Aufschlüsselung der in die-
sem Bericht genannten Daten nicht möglich
ist, andere oder weitergehende Erkenntnisse
darüber, wie sich die Gruppe derjenigen weib-
lichen Antragstellerinnen aus der Türkei, die
in den Jahren 2003 und 2004 eine Aufenthalts-
genehmigung für die Bundesrepublik Deutsch-
land in Form eines Visums zum Zwecke der
Familienzusammenführung beantragt haben,
nach genauem Alter, nicht allein nach Alters-
gruppe, und Anzahl verteilt?

Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell

vom 17. Mai 2005

Eine detaillierte Aufschlüsselung zu den weiblichen Antragstellern
(gesamt 169) über die Darstellung in Abschnitt 3.1 hinaus ist nicht
möglich.

9. Abgeordnete
Kristina

Köhler

(Wiesbaden)

(CDU/CSU)

Kann die Bundesregierung die unter Punkt 1.2
des Berichtes dargestellte Verteilung nach Art
der Familienzusammenführung bei weiblichen
Antragstellerinnen („Zuzug zu Ehepartner“
und „Zuzug zu Eltern oder Kindern“) nach
genauem Alter der Antragstellerinnen, nicht
allein nach Altersgruppen, aufschlüsseln, oder
hat sie, falls diese Aufschlüsselung nicht mög-
lich ist, andere oder weitergehende Erkenntnis-
se darüber, wie sich die Gruppe derjenigen
weiblichen Antragstellerinnen aus der Türkei,
die in den Jahren 2003 und 2004 eine Auf-
enthaltsgenehmigung für die Bundesrepublik
Deutschland in Form eines Visums zum Zwe-
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cke der Familienzusammenführung aus Grün-
den des Zuzuges zum Ehepartner beantragt
haben, nach genauem Alter, nicht allein nach
Altersgruppe, und Anzahl verteilt?

Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell
vom 17. Mai 2005

Zum genauen Profil der Antragstellerinnen wird auf die einzelnen An-
gaben im Abschnitt 3 des Berichts verwiesen, eine weitergehende Un-
tergliederung (etwa Alter der Antragstellerinnen bei den Antworten
auf die jeweiligen Einzelfragen) wurde nicht vorgenommen.

10. Abgeordneter
Michael

Kretschmer
(CDU/CSU)

Inwieweit sind die Mitarbeiter der Bundesre-
gierung und der nachgeordneten Behörden auf
ihre Tätigkeit im Ministerium für Staatssicher-
heit der DDR bzw. auf eine Mitgliedschaft in
der SED überprüft worden, und wie viele die-
ser Mitarbeiter, auf die eine der beiden Krite-
rien zutrifft, sind heute noch im Staatsdienst
tätig?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer

vom 10. Mai 2005

Aufgrund eines Kabinettsbeschlusses aus dem Jahr 1979 werden Be-
werberinnen und Bewerber bei ihrem Eintritt in die Bundesverwaltung
auf ihre Verfassungstreue überprüft, wenn konkrete Anhaltspunkte
für eine verfassungsfeindliche Aktivität oder Grundhaltung vorliegen.

Durch den Einigungsvertrag wurde festgelegt, dass eine generelle
Überprüfung der Verfassungstreue für alle Bewerberinnen und Bewer-
ber aus den neuen Bundesländern durchgeführt werden sollte. Bei
einer Tätigkeit für das MfS war grundsätzlich davon auszugehen, dass
Zweifel bestanden. Allerdings erfolgte auch hier eine Einzelfallprü-
fung, die bei Vorliegen besonderer Umstände eine Übernahme in den
öffentlichen Dienst nicht ausschloss. Im Jahr 2000 wurde diese Praxis
an die Altersstruktur der Bewerber angepasst, da die Wahrscheinlich-
keit einer Tätigkeit für das MfS tatsächlich immer geringer wurde.

Die bloße Mitgliedschaft in der SED war bei der Verfassungstreue-
Prüfung grundsätzlich unerheblich, außer es handelte sich um Reprä-
sentanten des früheren Systems, wie z. B. hauptamtliche Mitarbeiter
oder herausgehobene Funktionäre und Funktionsträger in Massen-
organisationen.

Der Bundesregierung sind keine Fälle von Beschäftigten in der Bun-
desverwaltung bekannt, die Mitglied der SED waren bzw. für das MfS
gearbeitet haben und bei denen Zweifel an der Verfassungstreue beste-
hen.
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11. Abgeordneter
Stephan

Mayer

(Altötting)

(CDU/CSU)

Wie viele Immigranten sind der Aufforderung
von Integrationskursen seit Inkrafttreten des
Zuwanderungsgesetzes am 1. Januar 2005
nicht gefolgt, und in wie vielen Fällen werden
Sanktionen verhängt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt

vom 13. Mai 2005

Dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) wurden
seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes von den Ausländerbehör-
den insgesamt 13 346 ausgestellte Teilnahmeverpflichtungen nach
§ 44a AufenthG angezeigt (Stand: 30.April 2005). Die Kontrolle der
tatsächlichen Erfüllung der Teilnahmeverpflichtung, d. h. fristgerechte
Anmeldung bei einem Kursträger, und die Verhängung von Sanktio-
nen bei Nichtteilnahme am Integrationskurs obliegt nach § 44a Abs. 3
AufenthG ausschließlich den Ausländerbehörden. Der Bundesregie-
rung/dem Bundesamt liegen daher keine weiteren Erkenntnisse vor.

12. Abgeordneter
Dr. Georg

Nüßlein

(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass für deutsche Staatsbürger oh-
ne biometrische Reisepässe bei einer Einreise
in die USA die Visa-Freiheit ab dem 26. Okto-
ber 2005 nicht mehr gelten soll?

Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell
vom 17. Mai 2005

Die visafreie Einreise der Bundesbürger in die USA ist abhängig von
der weiteren Teilnahme Deutschlands am amerikanischen Visa-Wai-
ver-Programm. Die USA haben festgelegt, dass nach dem 26. Oktober
2005 nur solche Länder weiter an dem Visa-Waiver-Programm teil-
nehmen werden, die bis zu diesem Zeitpunkt ein Programm zur Ein-
führung biometrischer Pässe mit auf einem Chip gespeicherten Ge-
sichtsbild aufgelegt haben.

Deutsche Staatsbürger können auch nach dem 26. Oktober 2005 vi-
sumfrei in die USA einreisen, wenn neu ausgestellte Pässe mit Biomet-
rie versehen werden. Bereits ausgegebene Reisepässe berechtigen bis
zum Ablauf ihrer Gültigkeit zur visumfreien Einreise in die USA.

13. Abgeordneter
Dr. Georg

Nüßlein
(CDU/CSU)

Trifft es weiterhin zu, dass die Bundesregie-
rung den Zeitplan für die Einführung von
Reisepässen mit biometrischen Merkmalen bis
zum 26. Oktober 2005 nicht einhalten kann,
und was gedenkt sie vor diesem Hintergrund
zu unternehmen, um den deutschen Staatsbür-
gern gegebenenfalls ab dem 26. Oktober 2005
weiter eine visumsfreie Einreise in die USA zu
ermöglichen?
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Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell

vom 17. Mai 2005

Die Bundesregierung geht von der Einhaltung des Zeitplans und
einem Beginn der Ausgabe von Pässen mit dem auf einem Chip ge-
speicherten Gesichtsbild ab Herbst 2005 aus.

14. Abgeordneter
Dr. Volker

Wissing

(FDP)

Welche Mitglieder bzw. Staatssekretärinnen
oder Staatssekretäre der Bundesregierung ha-
ben seit Beginn der 14. Legislaturperiode an
einer Fortbildung teilgenommen, und um wel-
che Fortbildungsmaßnahme hat es sich dabei
jeweils gehandelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Fritz Rudolf Körper
vom 18. Mai 2005

Über Fortbildungsmaßnahmen von Mitgliedern der Bundesregierung
und Parlamentarischen Staatssekretärinnen und Staatssekretären wird
keine Statistik geführt.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

15. Abgeordneter
Dr. Norbert

Röttgen
(CDU/CSU)

Wie lange dauert durchschnittlich ein Patent-
prüfungsverfahren beim Deutschen Patent-
und Markenamt, und wie ist diese Dauer im
europäischen und internationalen Vergleich
einzuordnen?

Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries

vom 17. Mai 2005

Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer eines Patentprüfungsverfah-
rens beträgt im Deutschen Patent- und Markenamt nach dem auch im
Europäischen Patentamt maßgeblichen Medianwert (Zentralwert) 33
Monate. Im Vergleich hierzu beträgt die Bearbeitungsdauer im Euro-
päischen Patentamt nach vorläufigen Angaben 46 Monate.

Vergleichbare Werte anderer Patentämter liegen dem Bundesministe-
rium der Justiz nicht vor.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen

16. Abgeordneter
Clemens

Binninger

(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung mit dem Ersten Ge-
setz zur Reorganisation der Bundesanstalt für
Post und Telekommunikation Deutsche Bun-
despost (1. BAnstReorgG), dass die Postnach-
folgeunternehmen eine einmalige Ausgleichs-
zahlung leisten, um den fehlenden Mitglieder-
zuwachs der Postbeamtenkrankenkassen finan-
ziell bis zu deren Schließung auszugleichen,
und ist in diesem Zusammenhang ein Anstieg
der Beiträge der Postruhestandsbeamten zur
Postbeamtenkrankenkasse geplant, obwohl
nach Zielsetzung des Gesetzesvorhabens die
Mitglieder der Kasse nicht zusätzlich belastet
werden sollen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller

vom 17. Mai 2005

Der Entwurf des Ersten Gesetzes zur Reorganisation der Bundesan-
stalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost ist zwi-
schen den Bundesressorts abgestimmt und befindet sich in der Zulei-
tung zum Bundeskabinett. Kernpunkt dieses Gesetzes ist eine diffe-
renzierte Neuordnung der Finanzierungsstruktur der Postbeamten-
krankenkasse, getragen durch die Post-Aktiengesellschaften und die
Versicherten, die den Bestand der Kasse bis zu ihrem Abwicklungs-
ende sicherstellen soll. Die von Ihnen formulierte Zielsetzung des
Gesetzes ist hier nicht bekannt.

17. Abgeordneter
Clemens
Binninger

(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung hierdurch
einen höheren Marktwert der Aktien der pri-
vatisierten Postunternehmen zu erreichen, so
dass die künftige Versorgung der Postruhe-
standsbeamten nach einer Veräußerung der
Postaktien ggf. zu Lasten des allgemeinen
Haushalts erfolgt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller

vom 17. Mai 2005

Die von Ihnen formulierte Absicht besteht nicht. Eine Kausalität zur
künftigen Versorgung der Ruhestandsbeamten ist nicht ersichtlich.

18. Abgeordnete
Sabine

Leutheusser-

Schnarrenberger

(FDP)

Aus welchen konkreten Fällen bei den Aus-
fuhrerstattungen (13,82 Mio. Euro) und der
öffentlichen Lagerhaltung (3,86 Mio. Euro)
ergeben sich die Rückzahlungsforderungen
der EU-Kommission an Deutschland an EU-
Agrargeldern?
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Ehlers

vom 20. Mai 2005

Die Feststellungen der Europäischen Kommission zu Ausfuhrerstat-
tungen beruhen auf zwei Kontrollbesuchen (November 2000 und Ja-
nuar 2001) in Deutschland. Gegenstand der Untersuchungen war die
Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 615/98 und die Einhaltung der
Richtlinie 91/628/EWG zum Schutz lebender Rinder in Deutschland
bei Eisenbahn- und Straßentransporten. Auf die Straßentransporte
entfällt eine Rückforderung in Höhe von 2 247 353,81 Euro, auf die
Eisenbahntransporte in Höhe von 11 576 468,42 Euro.

Die Rückzahlungsforderung der Europäischen Kommission in Höhe
von 3,86 Mio. Euro im Bereich der öffentlichen Lagerhaltung basiert
auf einem Prüfbesuch im Juni 2002. Prüfungsgegenstand war der An-
kauf zur Intervention (Ausschreibungsverfahren und Anlieferung)
von nicht entbeintem und entbeintem Fleisch bei der Bundesanstalt
für Landwirtschaft und Ernährung.

19. Abgeordnete
Sabine

Leutheusser-

Schnarrenberger

(FDP)

Welche Bundesländer sind von den Rückzah-
lungsforderungen betroffen?

Antwort des Staatssekretärs Gerd Ehlers

vom 20. Mai 2005

Von der Rückzahlung sind die Bundesländer nicht betroffen, weil die
Ausfuhrerstattungen durch die Zahlstelle des Bundesministeriums der
Finanzen (Hauptzollamt Hamburg-Jonas) und die öffentliche Lager-
haltung durch die Zahlstelle des Bundesministeriums für Verbraucher-
schutz, Ernährung und Landwirtschaft (Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung) abgewickelt werden.

20. Abgeordnete
Sabine

Leutheusser-

Schnarrenberger

(FDP)

In welcher Höhe und mit welcher Begründung
wurden Rückzahlungsforderungen in den ver-
gangenen Jahren von der EU-Kommission an
Deutschland gestellt?

Antwort des Staatssekretärs Gerd Ehlers

vom 20. Mai 2005

Die Europäische Kommission führt in Deutschland im Bereich der
Abteilung Garantie des EAGFL jährlich etwa 10 bis 15 Prüfreisen
durch. In vielen Fällen gab es keine Beanstandungen der Kommission.
In einigen Fällen konnte die Höhe der Rückzahlungsforderungen ge-
mindert werden.
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Der nachfolgenden Tabelle können für die letzten Jahre die Bereiche
und die Höhe der Anlastungen entnommen werden, die mit unter-
schiedlichen Verstößen gegen Gemeinschaftsrecht begründet wurden:

Jahr Bereich Höhe der Anlastung
E

Insgesamt
E

2000 Ausfuhrerstattungen
Tierprämien
Ackerkulturen
Sonderprämie für Rindfleisch

21 872 393,99
4 932 258,00

12 847 279,22
1 452 098,60 41 104 029,81

2001 Ackerkulturen
Ausfuhrerstattungen
Tierprämien
Extensivierungsprämie

1 033 338,79
20 850 216,69

371 162,11
1 979 006,81 24 233 784,40

2002 – 0,00 0,00

2003 Ackerkulturen
Tierprämien
Unregelmäßigkeiten
Bescheinigungsverfahren 2001

26 446 505,00
804 200,60
848 624,83
928 438,41 29 027 768,84

2004 Wein
Ackerkulturen
Bescheinigungsverfahren 2001

118 262,17
7 378 659,00

73 919,00 7 570 840,17

21. Abgeordnete
Gisela

Piltz

(FDP)

Welche dem Bundesministerium der Finanzen
nachgeordneten Behörden geben bei der Ab-
frage von Kontostammdaten durch ein Finanz-
amt die entsprechenden Daten an welche Be-
hörden weiter?

Antwort des Staatssekretärs Volker Halsch

vom 19. Mai 2005

Das Bundesamt für Finanzen übermittelt die nach § 93 Abs. 7 und 8
i. V.m. § 93b AO erhobenen Kontostammdaten an die Behörden oder
Gerichte, die dazu befugt sind, einen Kontenabruf zu veranlassen.
Diese Behörde oder dieses Gericht trägt die Verantwortung für die
Zulässigkeit des Datenabrufs (§ 93b Abs. 3 AO).

Im Fall des § 93 Abs. 7 AO können nur die Finanzbehörden im Sinne
des § 6 Abs. 2 AO um einen Kontenabruf ersuchen, die sachlich und
örtlich für die Festsetzung oder Erhebung von Steuern zuständig sind.
Dies sind nach den Regelungen des Finanzverwaltungsgesetzes und
der Abgabenordnung im Regelfall die Finanzämter und die Hauptzoll-
ämter.

Im Fall des § 93 Abs. 8 AO können solche Behörden oder Gerichte,
die für die Anwendung eines Gesetzes, das an Begriffe des Einkom-
mensteuergesetzes anknüpft, zuständig sind, das Bundesamt für Fi-
nanzen über das nach § 19 AO für die Besteuerung des Betroffenen
zuständige Finanzamt um die Durchführung eines Kontenabrufs ersu-
chen. Die sachliche und örtliche Zuständigkeit dieser Behörden und
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Gerichte richtet sich nach den hierfür maßgebenden Rechtsvorschrif-
ten. Bei Landesbehörden bestimmt sich die Zustimmigkeit grundsätz-
lich nach Landesrecht.

Bei einem Kontenabruf nach § 93 Abs. 8 AO übermittelt das Bundes-
amt für Finanzen das Ergebnis des durchgeführten Kontenabrufs über
das Finanzamt, über das der Kontenabruf veranlasst wurde, an die zu-
ständige Behörde oder das zuständige Gericht.

Durch organisatorische Regelungen, die zwischen dem Bundesminis-
terium der Finanzen und den obersten Finanzbehörden der Länder
abgestimmt sind, wird sichergestellt, dass die Finanzämter im Fall des
§ 93 Abs. 8 AO keine Kenntnis vom Ergebnis des Kontenabrufs erlan-
gen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Arbeit

22. Abgeordneter
Alexander

Dobrindt

(CDU/CSU)

Wann genau hat der Bundesminister für Wirt-
schaft und Arbeit, Wolfgang Clement, ent-
sprechend der Antwort des Staatssekretärs im
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit,
Dr. Bernd Pfaffenbach, vom 29. April 2005
auf meine schriftliche Frage 34 auf Bundes-
tagsdrucksache 15/5434 an den Tagungen des
Wettbewerbsfähigkeitsrates und wann am poli-
tischen Meinungsaustausch mit seinen euro-
päischen Kollegen in informellem Rahmen
anlässlich der Ratstagung teilgenommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt

vom 18. Mai 2005

Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement,
hat in dem fraglichen Zeitraum an folgenden Ratstagungen teilgenom-
men:

– Formelle Ratstagung „Wettbewerbsfähigkeit“ am 3.März 2003

– Formelle Ratstagung „Wettbewerbsfähigkeit“ am 25./26.Novem-
ber 2004 sowie informeller politischer Meinungsaustausch anläss-
lich dieser Ratstagung am 24.November 2004

– Formelle Ratstagung „Wettbewerbsfähigkeit“ am 7.März 2005 so-
wie informeller politischer Meinungsaustausch anlässlich dieser
Ratstagung am 6.März 2005.
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Weiter hat der Bundesminister den informellen politischen Meinungs-
austausch mit seinen europäischen Kollegen

– am 23. September 2004 (anlässlich der Ratstagung „Wettbewerbs-
fähigkeit“ am 24. September 2004) und

– am 17.April 2005 (anlässlich der Ratstagung „Wettbewerbsfähig-
keit“ am 18.April 2005)

geführt.

23. Abgeordneter
Jochen-Konrad

Fromme

(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass die Bundesagentur für Arbeit
Lehrlinge, deren Lehrlingsverhältnis wegen In-
solvenz des Unternehmens unterbrochen wird,
als normale Abbrecher behandelt und inner-
halb kürzester Zeit dazu veranlasst, in ausbil-
dungs- oder arbeitsfördernde Maßnahmen zu
gehen, obwohl noch Bestrebungen laufen, für
sie ein neues Ausbildungs- oder Arbeitsverhält-
nis zu finden, und wenn ja, was gedenkt die
Bundesregierung zu tun, um die Fortsetzung
von Lehrverhältnissen zu unterstützen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres

vom 17. Mai 2005

Für die Bundesagentur für Arbeit hat der Abschluss einer Ausbildung
– wie in der Vergangenheit auch – absolute Priorität. Das gilt insbe-
sondere bei Abbruch des Ausbildungsverhältnisses wegen Insolvenz
des Ausbildungsbetriebes. Deshalb hat die Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz zur Fortführung und Beendigung des Ausbildungsverhält-
nisses Vorrang vor Maßnahmen der Ausbildungs- und Arbeitsförde-
rung. Es ist nicht auszuschließen, dass im Einzelfall derartige Maßnah-
men zur Überbrückung und zum Erhalt der erworbenen Kenntnisse
angeboten werden. In der Bundesagentur für Arbeit gibt es weder an-
ders lautende Weisungen noch liegen Hinweise vor, die eine andere
Vorgehensweise der Arbeitsagenturen vor Ort vermuten lassen.

24. Abgeordneter
Stephan

Mayer

(Altötting)

(CDU/CSU)

In welcher Höhe sind die Auftragnehmer von
Bauleistungen in den Jahren 2003 und 2004
gemäß § 1a des Arbeitnehmerentsendegesetzes
(AEntG), nach dem sie den von ihnen beauf-
tragten Nachunternehmern obliegenden Ver-
pflichtungen gegenüber den Sozialversiche-
rungsträgern, Krankenkassen, Sozialkassen-
Bau, Berufsgenossenschaften und Arbeitneh-
mern vollumfänglich nachzukommen haben,
zur Haftung herangezogen worden, und in wie
vielen Fällen hat die Bürgenhaftung gemäß
§ 1a AEntG zur Insolvenz des Auftragnehmers
geführt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres

vom 19. Mai 2005

§ 1a AEntG begründet entgegen Ihrer Annahme keine Haftung für
Verpflichtungen des Nachunternehmers gegenüber den Sozialversi-
cherungsträgern, Krankenkassen und Berufsgenossenschaften, son-
dern lediglich für Urlaubskassenbeiträge und für Ansprüche von Ar-
beitnehmern auf Zahlung des tarifvertraglichen Mindestlohns.

Nach Auskunft der Urlaubs- und Lohnausgleichskasse der Bauwirt-
schaft sind gegenüber Zahlungspflichtigen nach § 1a AEntG im Jahr
2003 Forderungen in Höhe von 4 702 028,43 Euro geltend gemacht
worden; im Jahr 2004 beliefen sich die Forderungen auf 3 986 095,94
Euro.

Bezüglich der Haftung für ausstehende tarifvertragliche Mindestlohn-
ansprüche ist darauf hinzuweisen, dass hier – wie auch sonst bei der
Geltendmachung von Ansprüchen zwischen zwei Privat-Personen –
eine statistische Erfassung nicht erfolgt. Der Bundesregierung ist le-
diglich ein Fall bekannt geworden, in dem ein portugiesischer Arbeit-
nehmer unter Berufung auf § 1a AEntG ausstehende Lohnansprüche
in Höhe von 4 019,23 DM gegen den Auftraggeber seines Arbeitge-
bers geltend gemacht hat. Bei diesem Fall handelte es sich um die Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 12. Oktober 2004
(Rechtssache C-60/03), in der der Gerichtshof festgestellt hat, dass die
Bürgenhaftung nach dem AEntG mit dem Gemeinschaftsrecht verein-
bar ist. Weder in diesem konkreten Fall noch in den bei der Urlaubs-
und Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft bearbeiteten Fällen ist der
Bundesregierung ein konkreter Fall bekannt geworden, bei dem Zah-
lungsverpflichtungen nach § 1a AEntG ursächlich für die Insolvenz
des Auftragnehmers waren.

25. Abgeordneter
Johannes

Singhammer

(CDU/CSU)

Welche Wirkungen, insbesondere Belastungen
für den Arbeitsmarkt und die sozialen Siche-
rungssysteme, erwartet die Bundesregierung
nach der größten Legalisierungsaktion Spa-
niens für illegale Zuwanderer für Deutschland
in den kommenden 10 Jahren, und mit wel-
chen Maßnahmen versucht die Bundesregie-
rung diese Wirkungen einzudämmen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres

vom 17. Mai 2005

Die Bundesregierung erwartet nicht, dass es durch die anstehende Le-
galisierungsaktion von in Spanien illegal beschäftigten Ausländern zu
Belastungen für den deutschen Arbeitsmarkt bzw. die sozialen Siche-
rungssysteme kommt – insbesondere, da Voraussetzung für die Legali-
sierung ein festes Arbeitsverhältnis ist, das die Betroffenen kaum auf-
geben werden.

Die Legalisierung illegaler Beschäftigungsverhältnisse sowie die
gleichzeitige Erhöhung der Zahl der Beitragszahler in der Sozialversi-
cherung und der Steuerzahler ist nach Darstellung der spanischen Re-
gierung wesentliches Ziel des Regularisierungsprogramms. Nach Be-
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endigung des Programms sollen vor allem verschärfte flächendecken-
de Kontrollen zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung in Spanien ein-
geführt werden, um weitere Schwarzarbeit in diesem Umfang zu ver-
hindern.

Bei den zu legalisierenden Personen handelt es sich vorwiegend um
Staatsangehörige aus Ecuador, Rumänien, Marokko und Kolumbien,
die in Spanien bereits einer Beschäftigung nachgehen und die über
Nachweise der Aufenthaltsdauer, Arbeitsvertrag und polizeiliches
Führungszeugnis verfügen. Derzeit kann noch nicht festgestellt wer-
den, wie viele der bis zum Ende der Antragsfrist am 7.Mai eingegan-
genen Anträge positiv beschieden werden. Mit der Legalisierung ist
zunächst ein befristetes Aufenthaltsrecht für maximal ein Jahr – und
keine Einbürgerung – verbunden. Die legalisierten Drittstaatsangehö-
rigen haben daher – anders als EU-Bürger – kein Recht zur Arbeitneh-
merfreizügigkeit und damit zur Weiterwanderung und Arbeitsplatzsu-
che nach Deutschland.

Eine Möglichkeit zur Weiterwanderung innerhalb der Europäischen
Union bestünde nach der verabschiedeten, aber erst zum 23. Januar
2006 umzusetzenden Richtlinie zur Rechtsstellung der langfristig auf-
enthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen (RL 2003/109/EG) für
Drittstaatsangehörige erst dann, wenn sie ein entsprechendes Dauer-
aufenthaltsrecht in Spanien (dies ist frühestens nach 5-jährigem recht-
mäßigen Aufenthalt in Spanien möglich) erworben hätten und wenn
der Zugang zum inländischen Arbeitsmarkt von den Behörden des
zweiten Aufnahmelandes bewilligt würde.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass bereits 1991, 1996, 2000 und
2001 in Spanien Regularisierungsprogramme durchgeführt wurden.
Es kam in den letzten 10 Jahren jedoch zu keinem nennenswerten Zu-
zug aus Spanien. Deshalb ist auch für die Zukunft nicht zu erwarten,
dass es zu einem spürbaren Zuzug aus Spanien, darunter von Spa-
niern, deren Beschäftigungsverhältnis in einer der früheren Regulari-
sierungsaktionen legalisiert wurde und die sich zwischenzeitlich einge-
bürgert haben, kommen wird. Entsprechendes gilt allgemein für
Drittstaater, die sich in einem Land der Europäischen Union integ-
riert haben.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
und Soziale Sicherung

26. Abgeordneter
Albrecht

Feibel

(CDU/CSU)

Wie viele Deutsche erhalten – aufgeschlüsselt
nach Bundesländern – nach der im vergange-
nen Jahr wirksam gewordenen gesetzlichen
Neuregelung weiterhin Sozialhilfe, und wie
hoch ist der durchschnittliche Sozialhilfesatz?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes

vom 12. Mai 2005

Angaben aus der amtlichen Sozialhilfestatistik über die Anzahl der
Deutschen, die im Jahre 2005 Leistungen nach dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) erhalten, liegen nicht vor. Die letzten ver-
fügbaren Zahlen datieren aus dem Jahr 2003. Das Statistische Bundes-
amt veröffentlicht erste Ergebnisse der Sozialhilfestatistik etwa acht
Monate nach Ende des Berichtsjahres; Angaben für das Jahr 2005
werden somit erst in der zweiten Jahreshälfte 2006 vorliegen.

Um dennoch Daten über den nach der Zusammenlegung von Arbeits-
losengeld und Arbeitslosenhilfe im SGBXII verbleibenden Personen-
kreis in Erfahrung zu bringen, hat das Statistische Bundesamt eine
Ad-hoc-Umfrage bei 70 Großstädten ab 100 000 Einwohner durchge-
führt, an der sich 48 Städte beteiligt haben. Diese Daten sind für eine
erste Trendeinschätzung geeignet, wenngleich etwa die Strukturen des
ländlichen Raums wie sie in den Flächenstaaten Bayern, Niedersach-
sen, Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein vorzufinden sind,
unberücksichtigt bleiben mussten.

Als Ergebnis der Umfrage zeigt sich, dass in den befragten Städten
die Zahl der Personen, die am 31.Dezember 2004 laufende Hilfe zum
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz und am 31. Januar 2005 Leistungen nach dem Dritten
Kapitel SGB XII erhielten, um mehr als 95 Prozent zurückgegangen
ist.

Angaben zu den durchschnittlichen Sozialhilfesätzen (Regelsätzen)
nach Ländern sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen:

Regelsätze für die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGBXII (in Euro) Stand: 1. Januar 2005

Länder
Haushaltsvorstand

bzw. Alleinstehender
(Eckregelsatz)

Haushaltsangehörige

bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres

(60 % des
Eckregelsatzes des

Haushaltsvorstandes)

ab Vollendung des
14. Lebensjahres

(80% des
Eckregelsatzes des

Haushaltsvorstandes)

Baden-Württemberg 345 207 276

Bayern* 341 205 273

Berlin 345 207 276

Brandenburg 331 199 265

Bremen 345 207 276

Hamburg 345 207 276

Hessen 345 207 276

Mecklenburg-Vorpommern 331 199 265

Niedersachsen 345 207 276

Nordrhein-Westfalen 345 207 276

Rheinland-Pfalz 345 207 276

Saarland 345 207 276
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Länder
Haushaltsvorstand

bzw. Alleinstehender
(Eckregelsatz)

Haushaltsangehörige

bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres

(60 % des
Eckregelsatzes des

Haushaltsvorstandes)

ab Vollendung des
14. Lebensjahres

(80% des
Eckregelsatzes des

Haushaltsvorstandes)

Sachsen 331 199 265

Sachsen-Anhalt 331 199 265

Schleswig-Holstein 345 207 276

Thüringen 331 199 265

Deutschland**

früheres Bundesgebiet
(einschl. Berlin)
neue Länder (ohne Berlin)

340

345
331

204

207
199

272

276
265

* hierbei handelt es sich um einen Mindestregelsatz, der maximale Satz liegt bei 345 Euro.
** Gewichtung anhand der Länderanzahl.

27. Abgeordneter
Ruprecht

Polenz

(CDU/CSU)

Wann und in welchen Bereichen sind erste Er-
gebnisse der mit Erlass vom 17. September
2002 durch das Bundesministerium für Ge-
sundheit und Soziale Sicherung angeordneten
Expertengruppe „Anwendung von Arzneimit-
teln außerhalb des zugelassenen Indikations-
bereiches“ (Expertengruppe Off-Label) zu er-
warten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Marion Caspers-Merk

vom 10. Mai 2005

Die bisherigen Ergebnisse der Expertengruppe „Anwendung von Arz-
neimitteln außerhalb des zugelassenen Indikationsbereiches“ (Exper-
tengruppe Off-Label) des Fachgebietes Onkologie sind:

• „Methodenpapier für das Fachgebiet Onkologie“,

• die Feststellung zu „Irinotecan beim kleinzelligen Bronchialkarzi-
nom“ als Empfehlung an den Gemeinsamen Bundesausschuss ge-
mäß § 35b Abs. 2 und 3 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V),

• die Aufbereitung zur Kommentierung durch interessierte Fach-
kreise „Fluorouracil ohne Kombination mit Folinsäure in der
(neo-)adjuvanten Therapie kolorektaler Karzinome“.

Die Ergebnisse sind abrufbar von der Website des Bundesinstituts für
Arzneimittel und Medizinprodukte (http://www.bfarm.de/de/Arznei-
mittel/offlabel/wiss aufb/index.php).
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28. Abgeordneter
Georg

Schirmbeck

(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass die von der Bundesregierung
in Auftrag gegebene Studie des Instituts für
Therapie- und Gesundheitsforschung Kiel zur
Auswirkung der Tabaksteuererhöhung vom
März 2004 gezeigt hat, dass der Anteil jugend-
licher Raucher nach der Steuererhöhung we-
sentlich höher lag als vor der Steuererhöhung?

29. Abgeordneter
Georg

Schirmbeck

(CDU/CSU)

Ist es zutreffend, dass entsprechend der Studie
des Instituts für Therapie- und Gesundheitsfor-
schung Kiel zur Auswirkung der Tabaksteuer-
erhöhung der Raucheranteil in den einkom-
mensschwächeren Schichten nach der Steuer-
erhöhung vom März 2004 deutlich höher lag
als vor der Steuererhöhung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Marion Caspers-Merk

vom 10. Mai 2005

Aus der Studie des Instituts für Therapie- und Gesundheitsforschung
Kiel (IFT-Nord) zur Auswirkung der Tabaksteuererhöhung vom
März 2004 geht hervor, dass 7,9 Prozent aller befragten Raucherinnen
und Raucher angeben, die Steuererhöhung zum 1.März zum Anlass
genommen zu haben, mit dem Rauchen aufgehört zu haben. Auch un-
ter jugendlichen Raucherinnen und Rauchern ist dieser Anteil gestie-
gen.

Im scheinbaren Widerspruch dazu steht der Befund, dass der Anteil
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen an der Gruppe der Rau-
cher von 34,7 Prozent auf 36,4 Prozent und in der Teilgruppe der ein-
kommensschwächeren Probanden der Raucheranteil von 29,0 Prozent
auf 30,5 Prozent angestiegen ist. Diese Prozentzahlen eines leichten
nominellen Anstieges im Konsum resultieren jedoch aus Zufalls-
schwankungen und sind statistisch nicht signifikant.

Auf Grund dieses Teilergebnisses gibt es keinen belastbaren Anhalts-
punkt, dass sich die Anzahl der gerauchten Zigaretten vor und nach
der Preiserhöhung vom März 2004 in diesen Untergruppen relevant
erhöht hat.

30. Abgeordneter
Georg

Schirmbeck

(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass die Studie des Instituts für
Therapie- und Gesundheitsforschung Kiel zur
Auswirkung der Tabaksteuererhöhung zum
Ergebnis hatte, dass der Raucheranteil insge-
samt – wenn auch nur geringfügig – nach der
Steuererhöhung vom März 2004 höher war als
vor der Steuererhöhung, wenn ja, sind diese
Entwicklungen auf Ausweichbewegungen der
Konsumenten zurückzuführen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Marion Caspers-Merk

vom 10. Mai 2005

In der Studie des IFT-Nord äußerten knapp zwei Drittel der befragten
Raucherinnen und Raucher vor der Erhöhung vom März 2004 die
Absicht, ihr Rauchverhalten verändern zu wollen. Nach der Erhöhung
berichteten gut ein Drittel über konkrete Veränderungen im Tabak-
konsum. 7,9 Prozent der befragten Raucherinnen und Raucher gaben
hiervon an, wegen der Steuererhöhung mit dem Rauchen aufgehört zu
haben, 16,5 Prozent der Raucherinnen und Raucher sagten, seit der
Steuererhöhung weniger zu rauchen und 13,8 Prozent sind auf günsti-
gere Produkte umgestiegen.

Nimmt man den versteuerten Absatz fabrikfertiger Zigaretten, den in
Stück Zigaretten umgerechneten Feinschnitt sowie den vermuteten
Anteil von fabrikfertigen Zigaretten, die im Ausland legal erworben
oder geschmuggelt wurden, zusammen, hat sich von 1999 bis 2004 der
Verbrauch von Zigaretten in Deutschland um 2,2 Prozent reduziert.

Im scheinbaren Widerspruch dazu steht der Befund, dass nach den Er-
gebnissen der Studie des IFT-Nord der Raucheranteil nominell insge-
samt leicht von 27,5 Prozent auf 28,2 Prozent gestiegen ist. Dieser An-
stieg ist jedoch das Ergebnis von nicht signifikanten Zufallsschwan-
kungen und damit ohne Aussagekraft (s. Antwort auf die Fragen 28
und 29).

Die Erhöhung der Tabaksteuer, die nach Würdigung aller zur Verfü-
gung stehenden Daten und Berechnungen zu einem Rückgang der
Raucherquote und des Zigarettenverbrauchs geführt hat, ist damit ein
gesundheitspolitischer Erfolg.

31. Abgeordneter
Jens

Spahn

(CDU/CSU)

Ist aus Sicht der Bundesregierung sicherge-
stellt, dass in allen Fällen bisheriger beitrags-
freier Mitversicherung von Familienangehöri-
gen bei Vielehen seit dem 1. April 2005 – wie
seitens der Parlamentarischen Staatssekretärin
bei der Bundesministerin für Gesundheit und
Soziale Sicherung, Marion Caspers-Merk, ge-
genüber dem Ausschuss für Gesundheit und
Soziale Sicherung zugesagt – der Rechtsauffas-
sung der Bundesregierung gefolgt wurde und
die bisherige Praxis beendet ist bzw. ausge-
schlossen ist, dass es zu keiner weiteren Mit-
versicherung gekommen ist?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Marion Caspers-Merk

vom 17. Mai 2005

Die Spitzenverbände der Krankenkassen sind einhellig zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass ab dem 1. April 2005 die Familienversicherung
von Zweit-, Dritt- oder Viertfrauen aus Vielehen nicht mehr durchge-
führt werden kann. Dieser Rechtsauffassung sind auch die 15 (von 16)
Ministerien und Senatsverwaltungen für Gesundheit und Soziales der
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Länder, die sich bisher gegenüber dem Bundesministerium für Ge-
sundheit und Soziale Sicherung geäußert haben, sowie das Bundesver-
sicherungsamt als Aufsichtsbehörde für die bundesunmittelbaren
Krankenkassen. Ich gehe daher davon aus, dass die bisherige Praxis
seit dem 1. April 2005 beendet ist.

32. Abgeordneter
Jürgen

Türk

(FDP)

Trifft es zu, dass Angestellte des höheren
Dienstes und nach 1990 neu- und wiederberu-
fene Professoren und Hochschullehrer neuen
Rechts in Ostdeutschland, die zwischen dem
1. Juli 1995 und dem 31. Dezember 2001 in
Rente gegangen sind, durch das derzeitig gel-
tende Rentenrecht bezüglich der Höhe ihrer
Altersbezüge gegenüber den so genannten Be-
standsrentnern (Renteneintritt bis 31. Dezem-
ber 1991) deutlich benachteiligt werden, und
wenn ja, warum ist das so?

33. Abgeordneter
Jürgen

Türk

(FDP)

Wird die Bundesregierung versuchen, die aus
Sicht der Betroffenen entstandenen Unge-
rechtigkeiten bei der Rentenversorgung der
Angestellten des höheren Dienstes einschließ-
lich der Professoren zu beheben, und wenn
nein, warum nicht?

Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann

vom 17. Mai 2005

Die Grundsätze und Maßgaben für die Schaffung eines einheitlichen
Rentenrechts in der Bundesrepublik Deutschland sind mit den Verträ-
gen zur Herstellung der Einheit Deutschlands vorgegeben worden.
Die Vertragsparteien entschieden sich dabei für ein einheitliches Ren-
tenrecht auf der Basis der bundesdeutschen Bestimmungen. Dies wur-
de mit dem Renten-Überleitungsgesetz und dem Anspruchs- und An-
wartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) umgesetzt. Wegen der Un-
terschiedlichkeit der beiden Rentensysteme war eine schematische
Übertragung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) auf das
Beitrittsgebiet dabei nicht möglich. Den Übergang in das gesamtdeut-
sche Rentenrecht regeln daher eine Reihe von Übergangs- und Besitz-
schutzregelungen, die sowohl den Interessen derjenigen Rechnung tra-
gen, deren Renten noch nach der Rechtsordnung der ehemaligen
DDR bestimmt worden waren, als auch denen der rentennahen Jahr-
gänge. Der Einigungsvertrag enthält hierzu eine Stichtagsregelung,
wonach an die bis zum 30. Juni 1995 zugehenden Rentner, die Ange-
hörige der ehemaligen Zusatz- oder Sonderversorgungssysteme der
DDR waren, zusätzlich zu der nach dem SGB VI zu berechnenden
Rente ein Unterschiedsbetrag zwischen dieser Rente und einem gege-
benenfalls nach DDR-Recht zu beanspruchenden höheren Gesamtver-
sorgungsbetrag zu zahlen ist.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Entscheidungen vom
28. April 1999 den im Einigungsvertrag vereinbarten Stichtag für die
Anwendbarkeit von Besitz und Vertrauensschutzregelungen für die

Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode Drucksache 15/5531– 19 –



Angehörigen der ehemaligen Zusatz- und Sonderversorgungssysteme
der DDR ausdrücklich bestätigt und eine verfassungsrechtlich zu be-
anstandene Benachteiligung der nach dem 30. Juni 1995 zugehenden
Rentner nicht gesehen.

Die vom Einigungsvertrag geschützten Bestandsrentner mit Rentenbe-
ginn bis zum 31. Dezember 1991 profitieren zusätzlich von der auch
für sie nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ange-
ordneten Vergleichsberechnung für die Rente nach dem SG VI aus
den – meist höchsten – Entgelten der letzten 20 Jahre vor Rentenbe-
ginn (§ 307b Abs. 3 SGB VI), was ebenfalls zu höheren Rentenansprü-
chen führen kann. Auch für die Rentenzugänge zwischen Januar 1992
bis zum Stichtag 30. Juni 1995, mit Anspruch auf Vertrauensschutz,
besteht kein Anspruch mehr auf diese 20-Jahreszeitraumberechnung.
Hieraus wird deutlich, dass die Besitzschutzvorschriften des Eini-
gungsvertrages gestaffelt auslaufen und bereits für Rentenneuzugänge
ab 1992 nicht mehr alle Besitzschutzvorschriften des Einigungsvertra-
ges gelten.

Im Übrigen könnte eine Verlängerung der Übergangsregelungen im
Recht der gesetzlichen Rentenversicherung schon aus Gleichbehand-
lungsgründen auch nicht auf Angestellte im höheren Dienst und nach
1990 wiederberufene Professoren beschränkt werden. Dies würde
neue Wertungswidersprüche gegenüber anderen Berufsgruppen ehe-
mals Zusatz- oder Sonderversorgter aus den neuen Ländern begrün-
den, die nach der Wende eine Beschäftigung außerhalb des öffent-
lichen Dienstes (z. B. Ingenieure, leitende Angestellte) gefunden
haben.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen

34. Abgeordneter
Joachim

Günther

(Plauen)

(FDP)

Trifft es zu, dass der 1999 in Berlin fertig-
gestellte 3. Gebäudeteil des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
bereits grundsaniert und dafür völlig geräumt
werden muss?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

An dem 1999 bezogenen 3. Gebäudeteil des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der Berliner Invalidenstraße
wurden nach Bezug und Inbetriebnahme zunehmend erhebliche bauli-
che Mängel festgestellt. Auf der Grundlage eines umfassenden Män-
gelbeseitigungskonzeptes sollen alle erforderlichen Maßnahmen aus
wirtschaftlichen und organisatorischen Gründen zeitgleich durchge-
führt werden. Der Umfang der Mängel lässt eine Beseitigung unter
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nicht zu.

Deutscher Bundestag – 15. WahlperiodeDrucksache 15/5531 – 20 –



35. Abgeordneter
Joachim

Günther

(Plauen)

(FDP)

Welche Mängel bestehen an dem Gebäude,
und wie hoch sind die bereits entstandenen
Kosten für Sicherungsmaßnahmen sowie für
die notwendigen Umzüge der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

Das Gebäude weist eine Vielzahl von Mängeln auf, die sich insbeson-
dere auf die Fassaden, den vorbeugenden baulichen Brandschutz und
gebäudetechnische Anlagen erstrecken. Zur Aufrechterhaltung der
Funktionsfähigkeit des Dienstgebäudes waren in den Vorjahren un-
aufschiebbare Sofortmaßnahmen mit Kosten in Höhe von 3,2 Mio.
Euro erforderlich. Umzüge an andere Standorte waren bisher nicht
erforderlich.

36. Abgeordneter
Joachim

Günther

(Plauen)

(FDP)

Wie viele Organisationseinheiten und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Ministeriums
sind von einem Umzug betroffen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

31 Organisationseinheiten mit 248 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
werden innerhalb der Liegenschaft Invalidenstraße in den in diesem
Jahr fertig gestellten Erweiterungsbau II (Bauteil D), 18 Organisa-
tionseinheiten mit 95 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden in
das vorhandene bundeseigene Dienstgebäude Krausenstraße wech-
seln.

37. Abgeordneter
Joachim

Günther

(Plauen)

(FDP)

Entstehen durch diesen Umzug von Mitarbei-
tern zusätzliche Kosten durch Anmietung
anderer Gebäude, und wenn ja, in welcher
Höhe?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

Durch den Wechsel in eigene Dienstgebäude entstehen keine Kosten
für die Anmietung anderer Gebäude.

38. Abgeordneter
Eberhard

Otto

(Godern)

(FDP)

Trifft es zu, dass an dem 1999 in Berlin fertig
gestellten 3. Gebäudeteil des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
Baumängel vorliegen, und wer ist verantwort-
lich für diese?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

An dem 1999 bezogenen 3. Gebäudeteil des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen in der Berliner Invalidenstraße
wurden nach Bezug und Inbetriebnahme zunehmend erhebliche bauli-
che Mängel festgestellt. Als Bauherr hat das Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung im Einvernehmen mit dem damaligen Bundesbau-
minister den Entwurf und die Objektüberwachung an einen General-
planer und die bauliche Ausführung an einen Generalunternehmer
übertragen. Nach Auffassung der Bauverwaltung sind deshalb für die
Baumängel der beauftragte Generalplaner und der ausführende Gene-
ralunternehmer verantwortlich. Sämtliche auf Ausführungs- und Pla-
nungsmängeln basierenden Schäden wurden vom Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung gegenüber den Verursachern angezeigt. Die
Kosten der Mängelbeseitigungen im Wege der Ersatzvornahme wer-
den auf dem Rechtsweg eingefordert. In diesem Zusammenhang wer-
den derzeit acht gerichtliche Beweissicherungsverfahren durchgeführt.

39. Abgeordneter
Eberhard

Otto

(Godern)
(FDP)

Wer hatte die Bauaufsicht bei der Fertigstel-
lung des Gebäudes, und in welchem finanziel-
len Umfang sind Sanierungsarbeiten bzw.
Mängelbeseitigungen vorzunehmen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

Die Aufsicht über die Leistungserbringung des vom Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung beauftragten Generalunternehmers ob-
lag im Rahmen der vertraglich vereinbarten Objektüberwachung dem
Generalplaner. Das Amt hat die Kosten der Mängel- und Schadensbe-
seitigung mit 18,5 Mio. Euro ermittelt. Die Mängel- und Schadens-
beseitigung im Wege der Ersatzvornahme muss bis zur gerichtlichen
Klärung vorfinanziert werden. Das Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung erwartet, dass der vorfinanzierte Betrag dem Bund
weit überwiegend im Rahmen der bestehenden Regressansprüche er-
stattet wird.

40. Abgeordneter
Eberhard
Otto

(Godern)

(FDP)

Wann ist mit der Beendigung der Bauarbeiten
zu rechnen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 19. Mai 2005

Die Beseitigung sämtlicher baulicher Mängel und Schäden wird vo-
raussichtlich Ende 2007 abgeschlossen sein.
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41. Abgeordneter
Albert

Rupprecht

(Weiden)

(CDU/CSU)

Ist es möglich, regionale Unternehmen für ein
Autobahnteilstück von der Pflicht zur Entrich-
tung der Maut zu befreien, wenn keine andere
Möglichkeit der Stadtumgehung gegeben ist,
und wenn nicht, stehen der Beschränkung
einer Ortsdurchfahrt auf 7,5 t mit der Folge
der unumgänglichen Befahrung des Autobahn-
teilstücks durch den örtlichen Schwerlastver-
kehr und der damit zwingenden Entrichtung
von Mautgebühren rechtliche Bedenken ent-
gegen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens

vom 12. Mai 2005

Eine Befreiung regionaler Unternehmen von der Lkw-Mautpflicht ist
nicht beabsichtigt. Das Autobahnmautgesetz für schwere Nutzfahr-
zeuge (ABMG) bestimmt den Kreis der von der Mautpflicht befreiten
Nutzer abschließend. Bei einer Ausweitung der bestehenden Be-
freiungstatbestände würden Präzedenzfälle geschaffen, die im Ergeb-
nis eine allgemeine Mautpflicht in Frage stellen. Eine Befreiung regio-
naler Unternehmen wäre zudem nicht zielführend, da sie dem Anlie-
gen einer verursachergerechten Nutzerfinanzierung widersprechen
würde. Schließlich wäre eine deutschlandweite Zuordnung der jeweils
als „regional“ geltenden Unternehmen zu den betreffenden Autobahn-
abschnitten nicht praktikabel.

Unter den Voraussetzungen, dass die besonderen örtlichen Verhältnis-
se zu einer außergewöhnlichen Gefahrenlage, und zwar entweder für
die Sicherheit und Ordnung oder für die Wohnbevölkerung hinsicht-
lich Lärm und Abgasen (§ 45 Straßenverkehrsordnung (StVO)) füh-
ren, können die Straßenverkehrsbehörden der Länder Anordnungen
für die Benutzung bestimmter Straßen oder Straßenabschnitte treffen.
Hierbei eröffnet sich den Verkehrsbehörden der Länder eine Reihe
von Handlungsmöglichkeiten. Zu denken ist insbesondere an Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen für Lkw-Verkehre, Nachtfahrverbote
und Umleitung des Schwerlastverkehrs auf geeignete Ausweichstre-
cken.

Die Anordnungsbefugnis für verkehrsrechtliche Maßnahmen auf der
Grundlage von § 45 StVO kommt hinsichtlich konkreter einzelfall-
bezogener Maßnahmen der Gefahrenabwehr ausschließlich den nach
Landesrecht zuständigen Straßenverkehrsbehörden zu.

42. Abgeordneter
Uwe

Schummer

(CDU/CSU)

Um welchen Betrag beabsichtigt die Bundesre-
gierung, den Betrag zum Bau von Lärmschutz-
anlagen an bestehenden Schienenstrecken in
Höhe von jährlich 55 Mio. Euro (Quelle: Rhei-
nische Post vom 23. April 2005) in diesem
Jahr und in der mittelfristigen Finanzplanung
aufzustocken?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens

vom 12. Mai 2005

Unter dem Titel 891 05 „Maßnahmen zur Lärmsanierung an be-
stehenden Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes“ sind im
Kapitel 12 22 des Bundeshaushalts 2005 Ausgaben in Höhe von
50,980 Mio. Euro vorgesehen. In der geltenden Finanzplanung sind
für diese Aufgaben Mittel in nahezu identischer Höhe berücksichtigt.

Die Entscheidung zur Dotierung der Finanzmittel für die Lärmsanie-
rung an bestehenden Schienenwegen trifft der Deutsche Bundestag.

43. Abgeordneter
Wilhelm Josef

Sebastian

(CDU/CSU)

In welchem Umfang wird der Bund aus dem
kürzlich beschlossenen zusätzlichen Verkehrs-
Infrastrukturprogramm Sanierungsmaßnah-
men an Brückenbauwerken im Zuge von Bun-
desautobahnen und Bundesfernstraßen finan-
zieren (dpa-Bericht vom 2. Mai 2005) und wer-
den bei solchen Sanierungsmaßnahmen Aspek-
te des verbesserten Lärmschutzes für die An-
wohner konzeptionell integriert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 13. Mai 2005

Planung und Durchführung von Instandsetzungs- und Erneuerungs-
maßnahmen an Bundesfernstraßen liegen im Rahmen der Auftrags-
verwaltung in der Zuständigkeit und Verantwortlichkeit der einzelnen
Bundesländer. Um beim Bund einen Überblick über den aktuellen
und mittelfristigen Erhaltungsbedarf der Länder für die in ihrem Be-
reich befindlichen Bundesfernstraßen zu erhalten, sind die Länder auf-
gefordert, dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen jährlich ein nach Anlagenteilen (Fahrbahnen und Bauwerke)
koordiniertes Erhaltungsprogramm für einen Zeitraum von vier Jah-
ren vorzulegen.

Dem erheblichen Investitionsbedarf der Straße wird das Infrastruktur-
programm mit 900 Mio. Euro Rechnung tragen. Im Straßenbereich
erfolgt 2005 der Einstieg in das „2-Mrd.-Euro-Programm“ mit einem
Betrag von 390 Mio. Euro, mit dem insbesondere notwendige Erhal-
tungsmaßnahmen vorgezogen werden sollen. Eine Aufteilung auf Stre-
cke und Bauwerke ist nicht vorgegeben, denn die Auswahl der Projek-
te erfolgt auch in Abhängigkeit des Planungsstandes durch die Auf-
tragsverwaltungen der Länder. Sofern bei Bauwerken die Anspruchs-
voraussetzungen für einen verbesserten Lärmschutz gegeben sind,
werden diesbezügliche Maßnahmen im Rahmen der Instandsetzungs-
maßnahmen möglichst integriert.

44. Abgeordneter
Wilhelm Josef

Sebastian
(CDU/CSU)

Welche Brückenbauwerke im Zuge der Bun-
desautobahn A 61 sind im Land Rheinland-
Pfalz sanierungsreif und welche Sanierungs-
maßnahmen werden in den kommenden Jah-
ren davon umgesetzt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 13. Mai 2005

Nach dem gemeldeten Programm des Landes Rheinland-Pfalz sind in
den Jahren 2005 bis 2008 rund 38 Mio. Euro für die Instandsetzung
bzw. Erneuerung von Brücken im Zuge der Bundesautobahn A 61
vorgesehen. Hierzu gehören z. B. folgende Talbrücken: Brohltalbrü-
cke, Ahrtalbrücke, Brücke Maria Laach, Lützelbachtalbrücke, Nette-
talbrücke, Vinxbachtalbrücke, Talbrücke Bengen, Moseltalbrücke
Winningen und Talbrücke Pfeddersheim.

45. Abgeordneter
Werner

Wittlich

(CDU/CSU)

Kommen den Landkreisen Neuwied und Al-
tenkirchen (Rheinland-Pfalz) für Straßenbau-
projekte (Neubau-, Ausbau- oder Sanierungs-
maßnahmen) Mittel aus dem Investitionspro-
gramm der Bundesregierung, das der Bundes-
minister für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen, Dr. Manfred Stolpe, am 20. April 2005
(„Investitionsprogramm stärkt mittelständi-
sche Wirtschaft und sichert Arbeitsplätze –
900 Millionen für die Straße, 1,1 Milliarden
für die Schiene und Wasserstraßen“) vorstellte,
zugute?

46. Abgeordneter
Werner

Wittlich

(CDU/CSU)

Wenn ja, für welche Straßenbauprojekte und
in welchem Jahr werden den Landkreisen Neu-
wied und Altenkirchen Mittel aus dem zu Fra-
ge 45 genannten Investitionsprogramm zur
Verfügung gestellt?

47. Abgeordneter
Werner
Wittlich

(CDU/CSU)

Wann ist damit zu rechnen, dass die Bundes-
straße B 256 (Ortsumgehung Rengsdorf), für
die seit mehreren Jahren Baurecht besteht, ge-
fördert wird?

48. Abgeordneter
Werner

Wittlich

(CDU/CSU)

Nach welchen Kriterien werden die Mittel aus
dem Investitionsprogramm vergeben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 17. Mai 2005

Am 20. April 2005 hat Bundesminister Dr. Manfred Stolpe das
„Zwei-Milliarden-Euro-Investitionsprogramm“ bekannt gegeben. Das
Programm ist in seinem zeitlichen Ablauf in zwei Teile unterteilt: Das
Maßnahmenpaket 2005 und das Maßnahmenpaket 2006 bis 2008.
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In 2005 geht es darum, verkehrswirksame und sofort realisierbare
Maßnahmen umzusetzen. Diese Maßnahmen sind mit Bekanntma-
chung des Investitionsprogramms bereits veröffentlicht worden. Der-
zeit wird das Maßnahmenpaket 2006 bis 2008 erarbeitet. Bei der Aus-
wahl der Projekte wird neben dem Planungsstand entscheidend sein,
ob die Vorhaben folgenden wichtigen verkehrspolitischen Kriterien in
besonderer Weise Rechnung tragen:

– Beseitigung von Verkehrsengpässen,

– Vollendung der Verkehrsprojekte Deutsche Einheit,

– Stärkung des Maritimen Standortes Deutschland,

– Realisierung von Projekten im Rahmen internationaler Verträge,

– Bewältigung der Transporte aus der EU-Osterweiterung.

Aussagen über die Aufnahme konkreter Projekte über die bisher be-
nannten Maßnahmen hinaus sind daher derzeit noch nicht möglich.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit

49. Abgeordneter
Jürgen

Koppelin

(FDP)

Welche Forschungsarbeiten und Gutachterauf-
träge sind vom Bundesamt für Strahlenschutz
seit dem Jahr 2001 vergeben worden, und an
wen?

50. Abgeordneter
Jürgen

Koppelin

(FDP)

Welche Kosten sind für die seit dem Jahr 2001
vergebenen Forschungsaufträge und Gutach-
teraufträge entstanden (Einzelaufstellung)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst

vom 25. Mai 2005

Die vom Bundesamt für Strahlenschutz seit 2001 vergebenen For-
schungsarbeiten und Gutachteraufträge bitte ich der nachstehenden
Zusammenstellung zu entnehmen. Auf die Nennung der Auftragneh-
mer wurde aus Gründen des Datenschutzes verzichtet.
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51. Abgeordneter
Dr. Hans Georg

Faust

(CDU/CSU)

Ist der Bundesregierung bekannt, dass das fin-
nische Gesundheitsministerium die Familien-
Bluttest-Kampagne des World Wide Fund for
Nature (WWF) gestoppt hat, da das finnische
Gesundheitsministerium diesen Test als medi-
zinische Forschung eingestuft hat und eine er-
forderliche Genehmigung hierfür nicht vorlag
(vgl. hierzu Environment Daily vom 9. Mai
2005), und welche Konsequenzen zieht die
Bundesregierung aus diesem Stopp der Fami-
lien-Bluttest-Kampagne des WWF’s durch das
finnische Gesundheitsministerium?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 13. Mai 2005

Im Herbst vergangenen Jahres stellte WWF eine Studie zur Chemika-
lienbelastung mit dem Titel „Bad Blood? A survey of chemicals in the
blood of European Ministers“ vor. Auf freiwilliger Basis hatten 14 Mi-
nister aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union ihr Blut untersu-
chen lassen; niemand war von Chemikalien unbelastet, wie Untersu-
chungen der Vertreter von Finnland bis Zypern, von Frankreich bis
Ungarn aufzeigten.

WWF führt diese Analysen nunmehr fort und beabsichtigt jeweils Fa-
milien aus den Ländern Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland,
Frankreich, Deutschland, Ungarn, Italien, Lettland, Polen, Spanien
und Schweden in die Studie „Familien-Bluttests der Generationen“
einzubeziehen. Das Blut wird auf über 100 potentiell gefährliche Che-
mikalien untersucht.

Der Bundesregierung sind die Gründe nicht bekannt, die das finnische
Gesundheitsministerium veranlassten, die Untersuchungen in Finn-
land nicht durchführen zu lassen. Die Bundesregierung vermag daher
die nur aus der Presse bekannte Entscheidung nicht zu kommentieren.

Die Bundesregierung begrüßt Studien, mit denen aufgezeigt werden
soll, ob die Bevölkerung Europas ungewollt Chemikalien exponiert ist.
Diesem Zweck dienen in Deutschland auch die im Rahmen der Um-
weltprobenbank durchgeführten Untersuchungen. Die Ergebnisse der
Studien sind ein weiterer Beleg für die Notwendigkeit einer neuen
Chemikalienpolitik in Europa. Erreicht werden soll der verbesserte
Umwelt-, Gesundheits-, Verbraucher- und Arbeitsschutz mit der in Be-
ratung befindlichen REACH-Verordnung.

52. Abgeordneter
Georg

Girisch

(CDU/CSU)

Wie viele Gesetze und Rechtsverordnungen
beabsichtigt die Bundesregierung im Zustän-
digkeitsbereich des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
im Rahmen ihrer Bürokratieabbauinitiative zu
streichen, und wie wird sich vor diesem Hinter-
grund die Entwicklung der in diesem Bereich
einzuhaltenden Rechtsvorschriften im Ver-
gleich zum Stand 1998 in absoluten Zahlen
darstellen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst

vom 18. Mai 2005

Zurzeit prüft das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit in seinem Zuständigkeitsbereich den Normenbe-
stand von 254 Gesetzen und Verordnungen auf zu bereinigende Vor-
schriften. Die im Ergebnis der Prüfung festgestellten Vorschriften
werden entweder bei anstehenden Rechtsetzungsvorhaben oder zu-
sammengefasst in einem Rechtsbereinigungsgesetz zur Aufhebung
vorgeschlagen werden. Schon aus diesen Gründen lässt sich zumindest
derzeit eine Entwicklung der in diesem Bereich einzuhaltenden
Rechtsvorschriften nicht darstellen.

53. Abgeordneter
Kurt-Dieter
Grill

(CDU/CSU)

Welche Kollektorfläche wäre konkret nötig
(Angabe bitte in Quadratmetern) um 10 Pro-
zent der heute weltweit eingesetzten Primär-
energie aus fossilen Energieträgern durch So-
larthermie bzw. Photovoltaik zu ersetzen, und
wieviel Primärenergie müsste konkret einge-
spart werden (Angabe bitte in Steinkohleein-
heiten), um 10 Prozent der heute weltweit ein-
gesetzten Primärenergie aus fossilen Energie-
trägern zu ersetzen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst

vom 17. Mai 2005

Auf der Basis des Welt-Primärenergieverbrauchs aus dem Jahre 2002
entsprechen 10 Prozent Reduktion etwa 34 000 PJ (Quelle: IEA, Re-
newables Information, Edition 2004). Ein Ersatz von 10 Prozent des
Welt-Primärenergieverbrauchs durch Solarthermie, Photovoltaik und
solarthermische Kraftwerke ist nach den derzeit verfügbaren Ausbau-
szenarien für erneuerbare Energien frühestens im Zeitraum 2040/
2050 realistisch. Auch aufgrund der weltweiten Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten zur Technologieförderung von Photovoltaik und
Solarthermie werden bis dahin wesentliche Fortschritte erzielt werden.
Durch Effizienzverbesserung, z. B. einer Verdoppelung der Wirkungs-
grade von Photovoltaikzellen bis 2050 wird sich künftig die in An-
spruch genommene Fläche bei gleicher Solarenergieleistung deutlich
verringern. Neben Photovoltaik und Solarthermie ist insbesondere
das hohe Potenzial der Nutzung solarthermischer Kraftwerke in Welt-
regionen mit direkter Sonneneinstrahlung für die Strom- und Wärme-
bereitstellung zu beachten. Auf der Basis des heutigen Technologie-
standes und unter Berücksichtigung der unterschiedlichen solaren
Leistungen in verschiedenen Weltregionen wären zwischen ca. 1 und
2 Mio. Hektar Solarkollektorfläche (entspricht etwa 0,06 bis 0,13 Pro-
mille der globalen Landesfläche) oder zwischen 5 000 und 11 000
GWp Photovoltaik (entspricht etwa 0,2 bis 0,4 Promille der globalen
Landesfläche) rechnerisch nötig, um 10 Prozent der weltweiten Pri-
märenergie aus fossilen Energieträgern zu ersetzen. Eine Einsparung
von 10 Prozent der weltweit eingesetzten Primärenergie aus fossilen
Energieträgern entspricht 1 160 Mio. Tonnen Steinkohleeinheiten.
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54. Abgeordneter
Kurt-Dieter

Grill

(CDU/CSU)

Teilt die Bundesregierung die vom Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit, Jürgen Trittin, in seiner Broschü-
re „Obrigheim – Magazin zum Abschalten“
(vgl. S. 5) indirekt unterstellte Behauptung, die
friedliche Nutzung der Kernenergie, so auch
die in Deutschland, sei mitverantwortlich für
die Todesopfer im Irak-Krieg, und wenn ja,
welche konkreten Versäumnisse sieht die
Bundesregierung vor diesem Hintergrund bei
der Arbeit der International Atomic Energy
Agency?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 17. Mai 2005

Es gibt, und darauf weist die Broschüre richtigerweise hin, einen Zu-
sammenhang zwischen der Nutzung der Atomenergie und sicherheits-
politischen Risiken. Deshalb setzt sich die Bundesregierung auf der
laufenden Überprüfungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag
nachhaltig dafür ein, dass ein Missbrauch zivil genutzter Atomenergie
für militärische Zwecke so wirksam wie möglich verhindert wird.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

55. Abgeordneter
Dr. Rainer

Stinner

(FDP)

Welche Projekte mit welchen Mitteln werden
von der Bundesrepublik Deutschland in Alba-
nien unterstützt?

Antwort des Staatssekretärs Erich Stather

vom 18. Mai 2005

Die Bundesregierung hat im Zeitraum von 1988 bis 2005 Albanien
Mittel im Rahmen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit einem
Gesamtvolumen von rd. 383,7 Mio. Euro zugesagt. Allein im Jahr
2004 wurden rd. 15,25 Mio. Euro bereitgestellt, 2005 sind es rd.
12,5 Mio. Euro. Die Schwerpunkte sind die Wasserversorgung bzw.
Abwasserentsorgung in einzelnen albanischen Kommunen, die Ener-
gieversorgung (u. a. durch die Sanierung von Wasserkraftwerken so-
wie den Ausbau des Verteilersystems) und die Stärkung marktwirt-
schaftlicher Strukturen (u. a. durch die Förderung von kleinen und
mittleren Unternehmen). Die Projekte sollen der Heranführung Alba-
niens an EU-Standards dienen.

Neben der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit fördert die Bun-
desregierung im Rahmen des Stabilitätspakts Südosteuropa Projekte
zur Stärkung der Zivilgesellschaft mit den Schwerpunkten interreligiö-
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ser Dialog, Stärkung der Rolle der Frau sowie die Förderung der Uni-
versitäten.

56. Abgeordneter
Peter

Weiß
(Emmendingen)

(CDU/CSU)

Was sind nach den Erkenntnissen der Bundes-
regierung die Gründe für die Tatsache, dass
nach Aussage des Sondergesandten des Gene-
ralsekretärs der Vereinten Nationen und Lei-
ters der Mission der Vereinten Nationen für
die Stabilisierung in Haiti, Juan Gabriel Val-
dés, die im Rahmen der internationalen Geber-
konferenz für Haiti am 20. Juli 2004 zugesag-
ten internationalen Finanzhilfen in Höhe von
insgesamt 1,4 Mrd. US-Dollar bisher nur zu
höchstens 10 Prozent in Haiti angekommen
sind (vgl. „E +Z Entwicklung und Zusammen-
arbeit“ 4/2005, S. 139), und wie viel der zuge-
sagten Finanzhilfen der Europäischen Union
in Höhe von 325 Mio. US-Dollar zur Unter-
stützung einer nachhaltigen politischen und
wirtschaftlichen Stabilisierung sind bereits
nach Haiti geflossen?

Antwort des Staatssekretärs Erich Stather
vom 19. Mai 2005

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es entscheidend, dass die in-
ternationale Gemeinschaft die haitianische Übergangsregierung dabei
unterstützt, die schwierige Lage der Menschen spürbar zu verbessern
und die Sicherheitslage zu stabilisieren, um einem gewaltfreien, demo-
kratischen Wahlprozess im Herbst dieses Jahres überhaupt eine Chan-
ce zu geben. Es ist richtig, dass die bei der internationalen Geberkon-
ferenz in Washington zugesagten Finanzhilfen an Haiti bisher nur zu
einem geringen Teil abgeflossen sind. Nach Auffassung der Bundes-
regierung und der Mehrheit der internationalen Geber liegt dies zu
einem erheblichen Teil an den Kapazitätsengpässen der haitianischen
Institutionen. Die Geber sind im Rahmen des Möglichen bemüht, die-
se Engpässe zu verringern und den Mittelabfluss zu beschleunigen. Es
gibt jedoch faktische Grenzen für einen verantwortbaren Mittel-
abfluss, was auch von der EU-Kommission klar gesehen wird. Nach
Angaben von Europe Aid sind zwar bisher gut die Hälfte (151,5 Mio.
Euro) der in Washington in Aussicht gestellten EU-Finanzmittel
(271 Mio. Euro) bewilligt worden, aber nur etwa 0,37 Mio. Euro tat-
sächlich abgeflossen. Neben den erwähnten Kapazitätsengpässen auf
haitianischer Seite liegt dies auch an den aufwändigen Verfahren der
EU. Die Bundesregierung wird sich in Brüssel weiter dafür einsetzen,
dass die EU den Abfluss der bereits bewilligten Gelder beschleunigt.

Berlin, den 20. Mai 2005
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